




Sollte eine Verlegung des Hausanschlusses aus vom Grundstückseigentümer/den Grundstücks­
eigentümern veranlassten Gründen notwendig sein, hat dieser/haben diese die Kosten der 
Verlegung zu tragen. 

Die Verlegung von Leitungen nach dem Hausübergabepunkt ist alleinige Sache des 
Eigentümers/der Eigentümer. 

Der/Die Eigentümer selbst ist/sind zur Vornahme von Änderungen am Hausübergabepunkt nicht 
berechtigt. Nimmt der Eigentümer/nehmen die Eigentümer dennoch Änderungen an dem 
Hausübergabepunkt selbst vor und entstehen der Gemeinde dadurch Schäden für Reparaturen an 
den Kommunikationsleitungen etc., sind diese von dem Eigentümer/den Eigentümern in voller 
Höhe zu erstatten. 

Die Gemeinde überlässt den Hausübergabepunkt dem Kunden nicht zur alleinigen Nutzung, 
sondern ggf. zur gemeinschaftlichen Nutzung mit anderen Kunden (z. B. bei Eigentümergemein­
schaften) und mit zukünftigen Interessenten, die im Versorgungsbereich des betreffenden 
Hausübergabepunktes die Leistung in Anspruch nehmen können. Durch die gemeinschaftliche 
Nutzung anfallenden Kosten sind innerhalb der Nutzergemeinschaft angemessen auszugleichen. 

2. Rückbau / Eigentumswechsel

Die Gemeinde ist zum Rückbau der Kabelanlage oder Erstattung der Kosten eines Rückbaus auch 
im Falle der Kündigung oder anderweitigen Beendigung dieses Vertrages nicht verpflichtet. 
Für den Fall des Eigentümerwechsels gilt§ 45a Abs. 4 TKG. 

3.Zugang

Der/die Eigentümer sind dazu verpflichtet, der Gemeinde und ihren Beauftragten den Zutritt zum 
Hausanschluss und der Hausverteilungsanlage in seinen Räumen bzw. auf seinem Grundstück 
während der üblichen Tages-/Geschäftszeiten nach vorheriger Anmeldung der Gemeinde zu 
gestatten, soweit dies für die Wahrnehmung der Rechte nach diesem Vertrag und zur Prüfung der 
Einrichtungen der Gemeinde erforderlich ist. 

4. Rücktrittsrecht und Kündigung

Der Vertrag wird unter der aufschiebenden Bedingung geschlossen, dass ein tatsächlicher 
Ausbaus des Straßenzugs bis 31.12.2023 erfolgt. an welchem das von diesem Vertrag erfasste 
Grundstück gelegen ist. 

Der Gemeinde steht das Recht zu, aus sachlichem Grund durch schriftliche Erklärung gegenüber 
dem Eigentümer von diesem Vertrag jederzeit zurückzutreten oder diesem wahlweise zu kündigen. 

Ein sachlicher Grund liegt insbesondere dann vor, wenn die Gesamtfinanzierung des Projektes 
nicht mehr gesichert ist, die Anschlussleitungen nicht gebaut werden, oder wenn die nach diesem 
Vertrag vereinbarten Anschlusskosten aufgrund der konkreten Gegebenheiten vor Ort nicht 
auskömmlich und wirtschaftlich sind. 

Der Grundstückseigentümer kann bis zwei Wochen nach Ankündigung der bevorstehenden 
Baumaßnahmen durch die Gemeinde zurücktreten. 








